
 

 
 

 
 
 
 
 
 

AUSGABE 09 | 02.03.2018 

 
 
 
 
 

AUSSCHREIBUNG 
 

Praktikum Öffentliche Verwaltung für Studierende der Rechtswissenschaften 
 
Im Sommersemester 2018 stellen das Land Oberösterreich und die Landeshauptstadt Linz für Studierende des Schwerpunkts 
Öffentliche Verwaltung des Diplomstudiums Rechtswissenschaften an der JKU Linz 4 Praktikant/innen-Stellen für drei Monate 

im Zeitraum Juni bis September 2018 zur Verfügung. 
 
Bewerbung: bis zum 16. März 2018 per E-Mail an vwrecht@jku.at (Johannes Kepler Universität Linz, Fachbereich Öffentliches 

Recht, Univ.-Prof. Dr. Michael Mayrhofer) 

 
 

I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl II 29/2018 

Verordnung des Bundesministers für Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz, mit der die Dienstrechtsverfahrens- 
und Personalstellenverordnung-Justiz geändert wird 

 

BGBl II 30/2018 

Verordnung des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung, mit der die Verordnung über die Lehrpläne der 
allgemeinbildenden höheren Schulen geändert wird 

 

BGBl II 31/2018 

Verordnung der Bundesministerin für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort über die Grundausbildung im Bundesamt für Eich- 
und Vermessungswesen 2018 (BEV-Grundausbildungsverordnung 2018 – BEV-GA-V 2018) 

 

  

http://www.vwrecht.jku.at/fileadmin/user_upload/Downloads/Aktuelle_Publikationen/Praktikum___Ausschreibung_2018__endg.pdf
mailto:vwrecht@jku.at
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2018_II_29/BGBLA_2018_II_29.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2018_II_30/BGBLA_2018_II_30.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2018_II_31/BGBLA_2018_II_31.pdfsig


II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABl L 57 v 28.02.2018, 1 

Endgültiger Erlass (EU, Euratom) 2018/251 des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2018 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 
A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
Keine relevanten Entscheidungen im Berichtszeitraum. 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 
23.10.2017, Ro 2015/04/0025 

GewO; bei Anmeldung eines Gewerbes hat die Behörde zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die Ausübung des Gewerbes 
vorliegen; dem in § 339 Abs 2 GewO normierten Erfordernis der genauen Bezeichnung des Gewerbes wird (nur) dann ent-

sprochen, wenn die gewählte Bezeichnung die Art der beabsichtigten Gewerbeausübung eindeutig erkennen und keinen Zweifel 
über den damit umschriebenen Gegenstand aufkommen lässt; die bei der Anmeldung eines freien Gewerbes gewählte Gewer-
bebezeichnung muss eine eindeutige Abgrenzung gegenüber nicht freien Gewerben und gegenüber nicht der GewO unterlie-
genden Tätigkeiten ermöglichen; diese Anforderungen erfüllt eine Anmeldung mit dem Wortlaut „Organisation, Erfassung und 
Durchführung von Kranken- und Rettungstransporten, mit hierfür speziell ausgestatteten Kranken- und Rettungsfahrzeugen 
und ausgebildetem Personal [...]“ schon deshalb nicht, weil dieser Wortlaut eine Abgrenzung gegenüber dem – in die Gesetz-
gebungs- und Vollziehungskompetenz der Länder fallenden – Rettungswesen nicht zulässt 

 

29.01.2018, Ra 2016/04/0058 

GewO; nach § 1 Abs 2 GewO wird eine Tätigkeit gewerbsmäßig ausgeübt, wenn sie selbständig, regelmäßig und in der Absicht 

betrieben wird, einen Ertrag oder sonstigen wirtschaftlichen Vorteil zu erzielen, gleichgültig für welche Zwecke dieser bestimmt 
ist; nach § 1 Abs 6 erster Satz leg cit liegt die Absicht, einen Ertrag oder sonstigen wirtschaftlichen Vorteil zu erzielen, bei 
Vereinen auch dann vor, wenn die Vereinstätigkeit das Erscheinungsbild eines einschlägigen Gewerbebetriebs aufweist und 
diese Tätigkeit – sei es mittelbar oder unmittelbar – auf Erlangung vermögensrechtlicher Vorteile für die Vereinsmitglieder ge-
richtet ist; Verhältnis von § 1 Abs 6 leg cit zu § 1 Abs 2 leg cit; durch § 1 Abs 6 erster Satz leg cit wird das Merkmal der 

Ertragsabsicht gegenüber der allgemeinen Grundregel des § 1 Abs 2 leg cit weiter gefasst, wobei die allgemeine Bestimmung 
des § 1 Abs 2 leg cit daneben weiterhin anwendbar ist 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
LVwG Oö 22.02.2018, LVwG-151413 

VwGVG; in der auf der Website der Stadt Linz veröffentlichten Kundmachung des Magistrates vom 06.06.2017 ist festgelegt, 
dass die Amtsstunden an Dienstagen auf die Zeit zwischen 07:00 Uhr und 13:30 Uhr beschränkt sind und Anbringen, die 
außerhalb der Amtsstunden an Empfangsgeräte der Behörde gerichtet werden, erst mit Wiederbeginn der Amtsstunden als 

eingebracht gelten; ggst war die Beschwerde in einer baurechtlichen Angelegenheit wegen Verspätung zurückzuweisen, da sie 
an einem solchen Wochentag, der zugleich der letzte Tag der vierwöchigen Frist des § 8 Abs 4 VwGVG war, erst um 16:11 Uhr 
ausschließlich per E-mail übermittelt wurde 

 

LVwG Oö 26.02.2018, LVwG-651016 

EisenbahnG; handelt es sich – wie bei der ÖBB-Hochleistungsstrecke – um eine Hauptbahn iSd § 4 Abs 1 EisenbahnG, so 

ist zur Erlassung darauf bezüglicher Bescheide gem § 12 Abs 3 Z 1 leg cit der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32018B0251&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32018B0251&from=DE
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2015040025_20171023J00/JWT_2015040025_20171023J00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2016040058_20180129L00/JWT_2016040058_20180129L00.pdf
http://www.vwrecht.jku.at/fileadmin/user_upload/Downloads/OER-Aktuell-Newsletter/Leits%C3%A4tze_Februar_2018__2_.pdf
http://www.vwrecht.jku.at/fileadmin/user_upload/Downloads/OER-Aktuell-Newsletter/Leits%C3%A4tze_Februar_2018__2_.pdf


Technologie zuständig, wobei insoweit eine Angelegenheit der unmittelbaren Bundesverwaltung vorliegt; zur Behandlung einer 

dagegen erhobenen Beschwerde ist somit nicht das LVwG OÖ, sondern das BVwG sachlich zuständig 

 

Hinweis: Die verlinkten Rechtssätze des LVwG Oberösterreich werden von diesem zur Verfügung gestellt. Die Langfassungen 

der Entscheidungen können etwa zwei Monate nach dem jeweiligen Entscheidungsdatum über die Homepage des LVwG 
Oberösterreich (www.lvwg-ooe.gv.at) abgerufen werden. In gesammelter Form können diese Rechtssätze in der Online-Zeit-
schrift „Spektrum der Rechtswissenschaft“ (www.spektrum-der-rechtswissenschaft.at; seit Jänner 2013) sowie im RIS eingese-

hen werden. 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 
A. GERICHTSHOF 

 
27.02.2018, Rs C-64/16, Associação Sindical dos Juízes Portugueses 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Art 19 Abs 1 EUV – Rechtsbehelfe – Wirksamer Rechtsschutz – Richterliche Unabhängigkeit 
– Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Art 47 – Kürzung der Bezüge im nationalen öffentlichen Dienst – 

Sparmaßnahmen 

 

27.02.2018, Rs C-266/16, Western Sahara Campaign UK 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Partnerschaftliches Fischereiabkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und 
dem Königreich Marokko – Protokoll zur Festlegung der Fangmöglichkeiten nach dem Abkommen – Rechtsakte, mit denen 

das Abkommen und das Protokoll geschlossen wurden – Verordnungen zur Aufteilung der durch das Protokoll festgelegten 
Fangmöglichkeiten auf die Mitgliedstaaten – Gerichtliche Zuständigkeit – Auslegung – Gültigkeit im Hinblick auf Art 3 Abs 5 
EUV und das Völkerrecht – Anwendbarkeit des Abkommens und des Protokolls auf das Gebiet der Westsahara und die an-
grenzenden Gewässer 

 

28.02.2018, Rs C-301/16 P, Kommission / Xinyi PV Products (Anhui) 

Rechtsmittel – Handelspolitik – Dumping – Einfuhren von Solarglas mit Ursprung in China – Verordnung (EG) Nr 1225/2009 

– Art 2 Abs 7 Buchst b und c – Status eines Unternehmens, das unter marktwirtschaftlichen Bedingungen tätig ist – Begriff 
‚nennenswerte Verzerrung infolge des früheren nichtmarktwirtschaftlichen Systems‘ im Sinne von Art 2 Abs 7 Buchst c dritter 
Gedankenstrich – Steuervorteile 

 

28.02.2018, Rs C-307/16, Pieńkowski 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 2006/112/EG – Mehrwertsteuer – Art 131 – Art 146 Abs 1 Buchst b – Art 147 – 
Steuerbefreiungen bei der Ausfuhr – Art 273 – Regelung eines Mitgliedstaats, die die Anwendung der Befreiung daran knüpft, 

dass ein Mindestumsatz erzielt oder ein Vertrag mit einem zur Mehrwertsteuererstattung an Reisende berechtigten Wirtschafts-
teilnehmer geschlossen wurde 

 

28.02.2018, Rs C-387/16, Nidera 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Steuern – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Vorsteuerabzug – Art 183 – Erstat-

tung des Mehrwertsteuerüberschusses – Verspätete Erstattung – Betrag der nach nationalem Recht geschuldeten Verzugszin-
sen – Herabsetzung dieses Betrags aus Gründen, die vom Steuerpflichtigen unabhängig sind – Zulässigkeit – Neutralität der 
Steuer – Rechtssicherheit 

 

28.02.2018, Rs C-418/16 P, mobile de / EUIPO 

Rechtsmittel – Unionsmarke – Verordnung (EG) Nr 207/2009 – Art 15 Abs 1 – Art 57 Abs 2 und 3 – Art 64 – Art 76 Abs 2 – 

Verordnung (EG) Nr 2868/95 – Regel 22 Abs 2 – Regel 40 Abs 6 – Nichtigkeitsverfahren – Auf eine ältere nationale Marke 
gestützte Anträge auf Erklärung der Nichtigkeit – Ernsthafte Benutzung der älteren Marke – Nachweis – Zurückweisung der 
Anträge – Berücksichtigung neuer Beweise durch die Beschwerdekammer des Amtes der Europäischen Union für geistiges 

Eigentum (EUIPO) – Aufhebung der Entscheidungen der Beschwerdekammer des EUIPO – Zurückverweisung – Folgen 

http://www.lvwg-ooe.gv.at/
http://www.spektrum-der-rechtswissenschaft.at/
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199682&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199682&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199683&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199683&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199765&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199765&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199771&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199771&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199773&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199773&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199776&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199776&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555


28.02.2018, Rs C-518/16, ZPT 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Staatliche Beihilfen – Verordnung (EG) Nr 1998/2006 – Art 35 AEUV – De-minimis-Beihilfe 

in Form eines Steuervorteils – Nationale Rechtsvorschrift, die Investitionen in die Herstellung von zur Ausfuhr bestimmten Er-
zeugnissen von der Begünstigung durch diesen Steuervorteil ausschließt 

 

28.02.2018, verb Rs C-523/16 und C-536/16, MA T I SUD 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Öffentliche Aufträge – Richtlinie 2004/18/EG – Art 51 – Berichtigung der Angebote – Richt-

linie 2004/17/EG – Erläuterung der Angebote – Nationale Vorschriften, nach denen die Berichtigung der vorzulegenden Unter-
lagen durch die Bieter von der Zahlung einer finanziellen Sanktion abhängt – Grundsätze der Vergabe öffentlicher Aufträge – 
Grundsatz der Gleichbehandlung – Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

 

28.02.2018, Rs C-577/16, Trinseo Deutschland 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Umwelt – System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Europäi-

schen Union – Richtlinie 2003/87/EG – Geltungsbereich – Art 2 Abs 1 – Anhang I – Emissionshandelspflichtige Tätigkeiten – 
Herstellung von Polymeren – Nutzung der von einer Drittanlage gelieferten Wärme – Antrag auf Zuteilung kostenloser Emissi-
onszertifikate – Handelszeitraum 2013–2020 

 

28.02.2018, Rs C-672/16, Imofloresmira - Investimentos Imobiliários 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Mehrwertsteuer – Mehrwertsteuerrichtlinie – Befreiung für Vermietungen und Verpachtungen 
von Grundstücken – Optionsrecht für die Steuerpflichtigen – Durchführung durch die Mitgliedstaaten – Vorsteuerabzug – Ver-

wendung für die Zwecke der besteuerten Umsätze des Steuerpflichtigen – Berichtigung des ursprünglich vorgenommenen Vor-
steuerabzugs – Unzulässigkeit 

 

28.02.2018, Rs C-3/17, Sporting Odds 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Freier Dienstleistungsverkehr – Art 56 AEUV – Art 4 Abs 3 EUV – Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union – Beschränkungen – Glücksspiel – Nationale Regelung – Veranstaltung bestimmter Arten von Glücks-

spielen durch den Staat – Ausschließlichkeit – Konzessionssystem für andere Arten von Spielen – Erfordernis einer Erlaubnis 
– Verwaltungsrechtliche Sanktion 

 

28.02.2018, Rs C-46/17, John 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Sozialpolitik – Richtlinie 1999/70/EG – EGB-UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung über befris-
tete Arbeitsverträge – Aufeinanderfolgende befristete Arbeitsverträge – Paragraf 5 Nr 1 – Maßnahmen zur Vermeidung des 
Missbrauchs befristeter Arbeitsverträge – Richtlinie 2000/78/EG – Art 6 Abs 1 – Verbot der Ungleichbehandlung wegen des 
Alters – Nationale Regelung, nach der die Beendigung des Arbeitsverhältnisses mit Erreichen der Regelaltersgrenze hinaus-

geschoben werden kann, nur weil der Arbeitnehmer einen Anspruch auf Altersrente hat 

 

28.02.2018, Rs C-117/17, Comune di Castelbellino 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Umwelt – Richtlinie 2011/92/EU – Art 4 Abs 2 und 3 sowie Anhänge I bis III – Umweltverträg-
lichkeitsprüfung – Genehmigung für Arbeiten in einer Anlage zur Erzeugung von Strom aus Biogas ohne vorherige Prüfung der 
Erforderlichkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung – Nichtigerklärung – Nachträgliche Heilung der Genehmigung auf der 

Grundlage neuer Bestimmungen des nationalen Rechts ohne vorherige Prüfung der Erforderlichkeit einer Umweltverträglich-

keitsprüfung 

 

28.02.2018, Rs C-289/17, Collect Inkasso ua 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Zivil- und Handelssachen – Verordnung (EG) Nr 805/2004 

– Europäischer Vollstreckungstitel für unbestrittene Forderungen – Voraussetzungen für die Bestätigung – Mindestvorschriften 
für Verfahren über unbestrittene Forderungen – Rechte des Schuldners – Fehlen der Angabe der Anschrift der Stelle, bei der 
die Forderung bestritten werden kann oder bei der ein Rechtsbehelf gegen die Entscheidung eingelegt werden kann 

 

  

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199769&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199769&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199775&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199775&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199770&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199770&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199766&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199766&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199772&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=859772
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199772&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=859772
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199774&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199774&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199767&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199767&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199768&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199768&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555


01.03.2018, Rs C-297/16, CMVRO 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 2006/123/EG – Dienstleistungen im Binnenmarkt – Nationale Regelung, die den 
Einzelvertrieb und die Verwendung von biologischen und parasitenabwehrenden Produkten sowie von Tierarzneimitteln Tier-
ärzten vorbehält – Niederlassungsfreiheit – Anforderung, dass das Kapital von Einrichtungen, die Tierarzneimittel im Einzel-

handel anbieten, ganz von Tierärzten gehalten werden muss – Schutz der öffentlichen Gesundheit – Verhältnismäßigkeit 

 

01.03.2018, Rs C-558/16, Mahnkopf 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts – Verordnung (EU) Nr 650/2012 – Erbsa-
chen und Europäisches Nachlasszeugnis – Geltungsbereich – Möglichkeit der Aufnahme von Angaben zum Erbteil des über-
lebenden Ehegatten in das Europäische Nachlasszeugnis 

 

01.03.2018, Rs C-9/17, Tirkkonen 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Öffentliche Aufträge – Richtlinie 2004/18/EG – Verfahren zur Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen über landwirtschaftliche Beratungsdienstleistungen – Vorliegen eines öffentlichen Auftrags – System zum Erwerb 

von Dienstleistungen durch die Zulassung jedes Wirtschaftsteilnehmers als Anbieter, der zuvor festgelegte Anforderungen erfüllt 
– System, das nachfolgend anderen Wirtschaftsteilnehmern nicht offensteht 

 

01.03.2018, Rs C-76/17, Petrotel-Lukoil und Georgescu 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Abgabe zollgleicher Wirkung – Art 30 AEUV – Inländische Abgabe – Art 110 AEUV – Auf 

ausgeführte Erdölerzeugnisse angewandte Abgabe – Nichtabwälzung der Abgabe auf den Verbraucher – Vom Abgabenpflich-

tigen getragene Abgabenlast – Erstattung der vom Abgabenpflichtigen entrichteten Beträge 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
27.02.2018, Rs C-135/16, Georgsmarienhütte ua (GA Campos Sánchez-Bordona) 

Vorabentscheidungsfrage nach der Gültigkeit Beschluss der Kommission vom 25. November 2014 über die Beihilferegelung 
SA 33995 (2013/C) (ex 2013/NN) Deutsche Beihilfen für erneuerbare Energien Begrenzung der EEG-Umlage zugunsten 

energieintensiver Unternehmen Zulässigkeit der Vorlagefrage Anwendung der TWD-Rechtsprechung Begriff der staatlichen 
Beihilfe Vorteil Selektiver Charakter der Beihilfe Übertragung staatlicher Mittel Von öffentlichen Stellen kontrollierte Finanzflüsse 
zwischen privaten Wirtschaftsteilnehmern 

 

28.02.2018, Rs C-14/17, VAR (GA Campos Sánchez-Bordona) 

Vorabentscheidungsersuchen – Beförderungsvertrag – Lieferung von Ersatzteilen für Omnibusse und Straßenbahnen – Tech-

nische Spezifikationen – Einer bestimmten Marke gleichwertige Produkte – Nachweis der Gleichwertigkeit – Nationales Gesetz, 
das den Nachweis der Gleichwertigkeit nach der Auftragsvergabe zulässt 

 

28.02.2017, Rs C-15/17, Bosphorus Queen Shipping (GA Wahl) 

Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen – Art 220 Abs 6 – Durchsetzungsbefugnisse eines Küstenstaats – Zu-

ständigkeit des Gerichtshofs für die Auslegung von Bestimmungen des Völkerrechts – Richtlinie 2005/35/EG – Meeresver-
schmutzung durch Schiffe – Art 7 Abs 2 – Marpol-Übereinkommen 73/78 – Öleinleiten in der ausschließlichen Wirtschaftszone 
durch ein auf der Durchfahrt befindliches fremdes Schiff – Voraussetzungen für die Einleitung eines Verfahrens gegen ein 
fremdes Schiff durch einen Küstenstaat – Freiheit der Schifffahrt – Schutz der Meeresumwelt – Nähe – Schwere Schäden 

oder drohende schwere Schäden für die Küste, damit zusammenhängende Interessen oder Ressourcen des Küstenmeers oder 
der ausschließlichen Wirtschaftszone – Eindeutiger objektiver Beweis 

 

28.02.2018, Rs C-27/17, flyLAL-Lithuanian Airlines (GA Bobek) 

Vorabentscheidungsersuchen – Zusammenarbeit in Zivil- und Handelssachen – Zuständigkeit bei einer unerlaubten Handlung 
oder einer Handlung, die einer unerlaubten Handlung gleichgestellt ist – Wettbewerbswidrige Vereinbarungen – Durch wett-

bewerbswidrige Handlungen von Wettbewerbern verursachter Einnahmenausfall – Wendung ‚Ort, an dem das schädigende 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199806&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=859507
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199806&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=859507
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199805&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199805&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199808&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199808&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199807&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199807&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=805555
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199690&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=812475
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199690&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=812475
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199780&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=812475
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199780&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=812475
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199779&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=812475
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199779&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=812475
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199777&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=812475
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199777&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=812475


Ereignis eingetreten ist‘ – Streit über den Betrieb einer Zweigniederlassung, Agentur oder sonstigen Niederlassung – Wen-

dung ‚Betrieb einer Zweigniederlassung 

 

01.03.2018, Rs C-115/16, N Luxembourg 1 (GA Kokott) 

Vorabentscheidungsersuchen – Richtlinie 2003/49/EG über eine gemeinsame Steuerregelung für Zahlungen von Zinsen und 
Lizenzgebühren zwischen verbundenen Unternehmen verschiedener Mitgliedstaaten (sogenannte Zins- und Lizenzgebühren-

richtlinie) – Begriff des Nutzungsberechtigten – Handeln im eigenen Namen auf fremde Rechnung – Einfluss der Erläuterungen 
des OECD-Musterabkommens auf die Auslegung einer EU-Richtlinie – Missbrauch steuerrechtlicher Gestaltungsmöglichkeiten 
– Kriterien für das Vorliegen eines Missbrauchs bei der Vermeidung einer Quellenbesteuerung– Missbrauch durch Ausnutzen 
fehlender Informationsaustauschsysteme zwischen den Staaten – Unmittelbare Anwendung einer nicht umgesetzten Richtlini-
envorschrift – Unionsrechtskonforme Auslegung nationaler Missbrauchsvermeidungsgrundsätze 

 

01.03.2018, Rs C-116/16, T Danmark (GA Kokott) 

Vorabentscheidungsersuchen – Richtlinie 2011/96/EU über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und Tochtergesell-
schaften verschiedener Mitgliedstaaten (sogenannte Mutter-Tochter-Richtlinie) – Notwendigkeit eines Nutzungsberechtigten 

bei Dividendenzahlungen – Missbrauch steuerrechtlicher Gestaltungsmöglichkeiten – Kriterien für das Vorliegen eines Miss-
brauchs bei der Vermeidung einer Quellenbesteuerung – Einfluss der Erläuterungen des OECD-Musterabkommens auf die 

Auslegung einer EU-Richtlinie – Unmittelbare Anwendung einer nicht umgesetzten Richtlinienvorschrift – Unionsrechtskonforme 
Auslegung nationaler Missbrauchsvermeidungsgrundsätze 

 

01.03.2018, Rs C-117/16, Y Denmark (GA Kokott) 

Vorabentscheidungsersuchen – Richtlinie 2011/96/EU über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und Tochtergesell-
schaften verschiedener Mitgliedstaaten (sogenannte Mutter-Tochter-Richtlinie) – Notwendigkeit eines Nutzungsberechtigten 

bei Dividendenzahlungen – Missbrauch steuerrechtlicher Gestaltungsmöglichkeiten – Kriterien für das Vorliegen eines Miss-
brauchs bei der Vermeidung einer Quellenbesteuerung – Einfluss der Erläuterungen des OECD-Musterabkommens auf die 

Auslegung einer EU-Richtlinie – Unmittelbare Anwendung einer nicht umgesetzten Richtlinienvorschrift – Unionsrechtskonforme 
Auslegung nationaler Missbrauchsvermeidungsgrundsätze 

 

01.03.2018, Rs C-118/16, X Denmark (GA Kokott) 

Vorabentscheidungsersuchen – Richtlinie 2003/49/EG über eine gemeinsame Steuerregelung für Zahlungen von Zinsen und 
Lizenzgebühren zwischen verbundenen Unternehmen verschiedener Mitgliedstaaten (sogenannte Zins- und Lizenzgebühren-

richtlinie) – Begriff des Nutzungsberechtigten – Handeln im eigenen Namen auf fremde Rechnung – Einfluss der Erläuterungen 
des OECD-Musterabkommens auf die Auslegung einer EU-Richtlinie – Missbrauch steuerrechtlicher Gestaltungsmöglichkeiten 
– Kriterien für das Vorliegen eines Missbrauchs bei der Vermeidung einer Quellenbesteuerung– Missbrauch durch Ausnutzen 
fehlender Informationsaustauschsysteme zwischen den Staaten – Anwendung der Richtlinie 2003/49/EG auf Zahlungen an eine 
luxemburgische S C A, SICAR – Unmittelbare Anwendung einer nicht umgesetzten Richtlinienvorschrift – Unionsrechtskon-
forme Auslegung nationaler Missbrauchsvermeidungsgrundsätze 

 

01.03.2018, Rs C-119/16, C Danmark I (GA Kokott) 

Vorabentscheidungsersuchen – Richtlinie 2003/49/EG über eine gemeinsame Steuerregelung für Zahlungen von Zinsen und 
Lizenzgebühren zwischen verbundenen Unternehmen verschiedener Mitgliedstaaten (sogenannte Zins- und Lizenzgebühren-

richtlinie) – Begriff des Nutzungsberechtigten – Handeln im eigenen Namen auf fremde Rechnung – Einfluss der Erläuterungen 
des OECD-Musterabkommens auf die Auslegung einer EU-Richtlinie – Missbrauch steuerrechtlicher Gestaltungsmöglichkeiten 
– Kriterien für das Vorliegen eines Missbrauchs bei der Vermeidung einer Quellenbesteuerung– Missbrauch durch Ausnutzen 
fehlender Informationsaustauschsysteme zwischen den Staaten – Unmittelbare Anwendung einer nicht umgesetzten Richtlini-
envorschrift – Unionsrechtskonforme Auslegung nationaler Missbrauchsvermeidungsgrundsätze 

 

01.03.2018, Rs C-299/16, Z Denmark (GA Kokott) 

Vorabentscheidungsersuchen – Richtlinie 2003/49/EG über eine gemeinsame Steuerregelung für Zahlungen von Zinsen und 
Lizenzgebühren zwischen verbundenen Unternehmen verschiedener Mitgliedstaaten (sogenannte Zins- und Lizenzgebühren-

richtlinie) – Begriff des Nutzungsberechtigten – Handeln im eigenen Namen auf fremde Rechnung – Einfluss der Erläuterungen 
des OECD-Musterabkommens auf die Auslegung einer EU-Richtlinie – Missbrauch steuerrechtlicher Gestaltungsmöglichkeiten 
– Kriterien für das Vorliegen eines Missbrauchs bei der Vermeidung einer Quellenbesteuerung– Missbrauch durch Ausnutzen 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199820&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=812475
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199820&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=812475
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199823&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=812475
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199823&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=812475
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199822&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=812475
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199822&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=812475
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199824&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=812475
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199824&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=812475
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199821&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=812475
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199821&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=812475
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199819&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=812475
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199819&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=812475


fehlender Informationsaustauschsysteme zwischen den Staaten – Unmittelbare Anwendung einer nicht umgesetzten Richtlini-
envorschrift – Unionsrechtskonforme Auslegung nationaler Missbrauchsvermeidungsgrundsätze 

 

C. GERICHT 

 
23.02.2018, T-445/16, Schniga / CPVO (Gala Schnico) 

Pflanzenzüchtungen – Antrag auf gemeinschaftlichen Sortenschutz für Pflanzenzüchtungen der Sorte Gala Schnico – Tech-

nische Prüfung – Begründungspflicht – Art 75 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr 2100/94 – Homogenität – Art 8 der Verordnung 
Nr 2100/94 – Ergänzende Prüfung – Art 57 Abs 3 der Verordnung Nr 2100/94 – Gleichbehandlung – Ermittlung des Sachverhalts 
von Amts wegen durch das CPVO – Art 76 der Verordnung Nr 2100/94 

 

27.02.2018, T-166/15, Gramberg / EUIPO – Mahdavi Sabet (Étui pour téléphone portable) 

Gemeinschaftsgeschmacksmuster – Nichtigkeitsverfahren – Eingetragenes Gemeinschaftsgeschmacksmuster, das eine 

Hülle für Mobiltelefone darstellt – Offenbarung des Geschmacksmusters – Art 7 Abs 1 der Verordnung (EG) Nr 6/2002 – Erst-
mals vor dem Gericht vorgelegte Beweismittel 

 

28.02.2018, T-843/16, dm-drogerie markt / EUIPO – Digital Print Group O Schimek (Foto Paradies) 

Unionsmarke – Nichtigkeitsverfahren – Unionswortmarke Foto Paradies – Absolutes Eintragungshindernis – Fehlende Unter-

scheidungskraft – Art 7 Abs 1 Buchst b der Verordnung (EG) Nr 207/2009 (jetzt Art 7 Abs 1 Buchst b der Verordnung [EU] 
2017/1001) 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
27.02.2018, Beschwerde Nr 36475/10, Agit Demir / Türkei 

Verletzung von Art 5 EMRK (Recht auf Freiheit und Sicherheit) und Art 11 EMRK (Versammlungsfreiheit); Unterbringung 

eines 13-jährigen Jungen in Untersuchungshaft wegen der Teilnahme an einer Demonstration und dem Werfen von Steinen auf 
Sicherheitskräfte; die Unterbringung eines Minderjährigen in Untersuchungshaft ohne alternative Maßnahmen in Betracht zu 
ziehen, obwohl diese im innerstaatlichen Recht vorgesehen wären, verstößt gegen Art 5 EMRK; keine Verhältnismäßigkeit 
zwischen den gegen den Bf ergriffenen Maßnahmen und dem Schutz der öffentlichen Ordnung und Sicherheit; Verletzung von 

Art 11 EMRK 

 

27.02.2018, Beschwerde Nr 43609/10, Cernea / Rumänien 

Keine Verletzung von Art 14 EMRK (Diskriminierungsverbot) iVm Art 3 1. ZPEMRK (Recht auf freie Wahlen); Ablehnung des 
Bf (Vorsitzender der Partei Partidul Verde) als Kandidaten bei Nachwahlen in einem Bukarester Wahlkreis, weil seine Partei 
nicht im Parlament vertreten war; Entscheidung stützte sich auf eine Wahlrechtsänderung; Ziel der Wahlrechtsänderung war 

es, die Strukturen des Parlaments zu schützen; die Wahlrechtsänderung verstößt nicht gegen den wesentlichen Kern der Mei-
nungsäußerungsfreiheit und ist damit nicht unverhältnismäßig zum verfolgten Ziel; keine Verletzung von Art 14 EMRK iVm 

Art 3 1. ZPEMRK 

 

01.03.2018, Beschwerde Nr 58681/12, Ejimson / Deutschland 

Keine Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Privat- und Familienleben); Verweigerung der Behörden dem Bf eine Aufent-
haltserlaubnis zu gewähren, obwohl er eine Tochter in Deutschland hat; Entscheidung wurde insbesondere auf die bereits 
endgültige Ausweisungsentscheidung und auf das Fehlen eines gültigen Reisepasses gestützt 

 

 

 

  

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199606&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=838696
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199606&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=838696
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199687&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=816300
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=199687&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=816300
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http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-181366
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http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-181177
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 

Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 

sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 

nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 

Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer Kam-

mer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 

* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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